Feststellung der Gleichwertigkeit von Bildungsabschlüssen (Hochschulabschlüsse, Abschlüsse kirchlicher
Ausbildungseinrichtungen, Fach- und
Ingenieurschulabschlüsse) im Sinne des Art. 37 Abs. 1 des
Einigungsvertrages
(Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 11.10.1991 in der Fassung vom 18.4.1997)
Allgemeine Grundsätze
Auf der Grundlage des Art. 37 Abs. 1 des Einigungsvertrages, der bestimmt, daß die im Gebiet der DDR und die in den anderen Ländern der Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin (West) abgelegten Prüfungen oder erworbenen Befähigungsnachweise einander gleichstehen und die gleichen Berechtigungen verleihen, wenn sie gleichwertig sind, hat die Kultusministerkonferenz eine Bewertung der in der ehemaligen DDR erworbenen Bildungsabschlüsse vorgenommen. Einbezogen sind - die an staatlichen und staatlich anerkannten Hochschulen aufgrund Direkt- oder Fernstudiums erworbenen Diplomabschlüsse einschließlich der künstlerischen Hochschulabschlüsse -    die dem Hochschulbereich zuzuordnenden Abschlüsse kirchlicher Ausbildungseinrichtungen Abschlüsse der Fach- und Ingenieurschulen
Die Bewertung erstreckt sich nicht auf die in der Bundesrepublik Deutschland staatlichen Prüfungsordnungen unterliegenden Abschlüsse, für die die im Einigungsvertrag oder in anderen rechtlichen Vorschriften vorgesehenen Gleichstellungen von Prüfungen oder Befähigungsnachweisen sowie die dort vorgesehenen Verfahrensregelungen gelten. Ebenfalls nicht einbezogen sind die Abschlüsse der militärischen Hochschulen, für die eine gesonderte Beschlußfassung angestrebt wird. Gegenstand der Bewertung sind femer nicht die extern erworbenen Hochschulabschlüsse, die eine Einzelfallprüfung und -entscheidung erfordern. Das gleiche gilt für Abschlüsse, die an Industrieinstituten erworben wurden, die Hochschulen angeschlossen waren.
Der Bewertung unterliegen die in der ehemaligen DDR bis zum Beitritt zur Bundesrepublik und die während der nachfolgenden Übergangsphase vor der Umstellung der Ausbildungssysteme erworbenen bzw. bis Ende 1993 noch zu erwerbenden Abschlüsse. Der Beschluß ist Grundlage der aufgrund des Einigungsvertrages vorzunehmenden Gleichwertigkeitsfeststellung und stellt die Einheitlichkeit der Bewertungspraxis sicher. Die Zuständigkeit für die Gleichwertigkeitsfeststellung wird durch Länderabkommen geregelt.1)
Die Kultusministerkonferenz hat sich bei der Feststellung der Gleichwertigkeit von dem mit dem Einigungsvertrag verfolgten Ziel der Herstellung uneingeschränkter Freizügigkeit auf der Grundlage absoluter Chancengleichheit für alle Deutschen im gesamten deutschen Staatsgebiet leiten lassen. Maßstab für die Bewertung der Abschlüsse war daher der auch der bisherigen Bewertungspraxis des Pädagogischen Zentrums Berlin zugrundeliegende Eingliederungsgedanke sowie die Erwägung, daß an die in der ehemaligen DDR erworbenen Abschlüsse grundsätzlich keine höheren Anforderungen gestellt werden können, als dies im internationalen, insbesondere europäischen Bereich, der Fall ist. Die Bewertung der Abschlüsse soll dazu beitragen, den deutsch-deutschen Integrationsprozeß zu fördern und zu erleichtern.

Die Feststellung der Gleichwertigkeit im Sinne des Art. 37 Einigungsvertrag beinhaltet sowohl die Feststellung eines vergleichbaren formalen Qualifikationsniveaus als auch die Feststellung einer hinreichenden materiellen Entsprechung eines in der ehemaligen DDR erworbenen Abschlusses mit den Abschlüssen aus der Bundesrepublik. Bei der Feststellung der materiellen Gleichwertigkeit darf jedoch kein schematischer Vergleich zugrunde gelegt werden. Vielmehr ist eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen, für die entsprechend dem Eingliederungsgedanken des Einigungsvertrages ein großzügiger Maßstab anzulegen ist. Unter diesen Voraussetzungen ist es gerechtfertigt, in einer großen Anzahl von Fachrichtungen - trotz der in der DDR generell vorherrschenden stärkeren berufsbezogenen Spezialisierung - die Gleichwertigkeit der Abschlüsse im Sinne des Art. 37 Einigungsvertrag festzustellen.
Dagegen sind in Ausbildungsgängen, die in besonderer Weise auf das Wirtschafts- und Gesellschaftssystem der DDR ausgerichtet waren, systembedingt die Unterschiede so groß, daß - auch bei großzügiger Betrachtungsweise - eine hinreichende materielle Entsprechung der Ausbildungen mit vergleichbaren Studiengängen in den westlichen Ländern nicht mehr gegeben ist. In diesen Fällen kann lediglich Niveaugleichheit, nicht aber Gleichwertigkeit im Sinne des Art. 37 Einigungsvertrag festgestellt werden.
Für die Bewertung der Abschlüsse wurden - soweit eine einheitliche Zuordnung nicht möglich war - folgende Fallgruppen gebildet:
Fallgruppe 1
Der Abschluß ist mit einem Abschluß gleichwertig, der an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in dem Teil Deutschlands erworben wurde, in dem das Grundgesetz bereits vor dem 3.10.1990 galt.
Fallgruppe 2
Der Abschluß ist niveaugleich mit einem Abschluß, der an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in dem Teil Deutschlands erworben wurde, in dem das Grundgesetz bereits vor dem 3. 10. 1990 galt.
Die Ausbildung war jedoch unmittelbar auf das Wirtschafts- und Gesellschaftssystem der DDR ausgerichtet, so daß hinsichtlich der Studieninhalte erhebliche systembedingte Unterschiede bestehen.
Fallgruppe 3
Der Abschluß ist einem Abschluß gleichwertig, der an einer Fachhochschule erworben wurde.
Fallgruppe 4
Der Abschluß ist niveaugleich mit einem Fachhochschulabschluß. Die Ausbildung war jedoch unmittelbar auf das Wirtschafts- und Gesellschaftssystem der DDR ausgerichtet, so daß hinsichtlich der Studieninhalte erhebliche systembedingte Unterschiede bestehen.
1. Hochschulabschlüsse (ohne Kunst- und Musikhochschulen)
Das Hochschulstudium der ehemaligen DDR unterscheidet sich von dem der alten Länder der Bundesrepublik durch einen hohen Spezialisierungsgrad. Dies führt dazu, daß es für viele Abschlüsse kein unmittelbares Äquivalent an Hochschulen der alten Länder gibt. Dies ist insbesondere auch im ingenieurwissenschaftlichen Bereich der Fall, der eine Vielzahl spezialisierter Fachrichtungen aufweist. Die Spezialisierung erfolgte jedoch erst nach dem gemeinsamen, breit angelegten Grundstudium ab dem 5. Semester und ist in dem Zeugnis über den Hochschulabschluß ausgewiesen und damit für den Arbeitgeber ohne weiteres erkennbar. Mit Rücksicht auf die eingangs dargelegten Erwägungen wurde daher trotz der strukturellen Unterschiede zu den ingenieurwissenschaftlichen Studiengängen der alten Länder in vielen Fallen eine Zuordnung zu den an Universitäten und gleichgestellten Hochschulen erworbenen Abschlüssen vorgenommen.

Obwohl in der ehemaligen DDR keine Fachhochschulen bestanden, wurde ein Teil der Abschlüsse den Fachhochschulabschlüssen zugeordnet. Diese Differenzierungen zwischen Universitäts- und Fachhochschulebene sind in den unterschiedlichen Ausbildungsstrukturen begründet, die sich in der unterschiedlichen Studiendauer und der unterschiedlichen Gewichtung der Praxisanteile im Studium niederschlagen. So wurde an Ingenieurhochschulen und an aus diesen entstandenen Technischen Hochschulen im Regelfall nach einem anderen Ausbildungskonzept (6 Semester Stoffvermittlung, 1 Semester Praxisphase und 1 Prüfungssemester) studiert als an sonstigen Hochschulen, so daß eine Zuordnung zum Fachhochschulbereich gerechtfertigt ist.
Die geisteswissenschaftlichen Fachrichtungen umfaßten in der ehemaligen DDR - ebenso wie in einigen europäischen Ländern - lediglich ein Fach. Die Abschlüsse entsprechen somit nicht den Magisterausbildungen der alten Bundesländer, die entweder zwei Hauptfächer oder ein Haupt- und zwei Nebenfächer umfassen. In den meisten Fällen stehen daher den Diplomabschlüssen der ehemaligen DDR keine unmittelbar entsprechenden Abschlüsse der alten Länder gegenüber. Unabhängig hiervon sind diese Abschlüsse jedoch nach Ausbildungsinhalt, -Struktur und -umfang der Universitätsebene zuzuordnen, wobei die Beschränkung auf das jeweilige Fach bei der Bewertung kenntlich gemacht ist. In der DDR bestand in einer Reihe von Fachrichtungen während eines begrenzten Zeitraumes die Möglichkeit, aufgrund bestandener Hauptprüfung ohne Anfertigung einer Diplomarbeit einen Hochschulabschluß ohne Diplom zu erwerben, was zur Führung der entsprechenden Berufsbezeichnung berechtigte. Im Hinblick auf den relativ geringen Umfang des Personenkreises und die unterschiedlichen Verfahrensweisen an den Hochschulen wurden diese Abschlüsse nicht in die Bewertung einbezogen. Sie unterliegen einer Einzelfallentscheidung.
Hiervon ausgehend beschließt die Kultusministerkonferenz:
Für die Feststellung der Gleichwertigkeit gem. Art. 37 Abs. 1 S. 3 des Einigungsvertrages werden die in Anlage l aufgeführten Hochschulabschlüsse entsprechend der aus Anlage 1 ersichtlichen Zuordnung bewertet.
Abweichungen in besonderen Ausnahmefällen sind in Abstimmung mit dem Pädagogischen Zentrum Berlin (Gutachterstelle) möglich.
II. Abschlüsse an Kunst- und Musikhochschule!
Bei den an den Kunst- und Musikhochschulen der ehemaligen DDR erworbenen Abschlüssen ist von einer Gleichwertigkeit im Sinne der in den Vorbemerkungen dargelegten Erwägungsgrunde mit den an Kunst- und Musikhochschulen der alten Länder erworbenen Abschlüsse auszugehen, so daß für die in Anlage II aufgeführten Abschlüsse von einer Zuordnung zu unterschiedlichen Fallgruppen abgesehen werden konnte. Mit Rücksicht auf die Besonderheiten der künstlerischen Studiengänge und im Hinblick darauf, daß in den alten Ländern in den künstlerischen Studiengängen vielfach keine Diplomabschlüsse verliehen werden, wurde bei der Bewertung keine Differenzierung hinsichtlich der Diplomabschlüsse und der Hochschulabschlüsse ohne Diplom vorgenommen. Ausgenommen von der Bewertung sind Abschlüsse, die an Fachschulabteilungen erworben wurden, die Kunst- und Musikhochschulen angeschlossen waren.
Hiervon ausgehend beschließt die Kultusministerkonferenz:
Für die Feststellung der Gleichwertigkeit gem. Art. 37 Abs. 1 S. 3 des Einigungsvertrages werden die In Anlage II aufgeführten Abschlüsse der Kunst- und Musikhochschulen wie Abschlüsse bewertet, die an den Kunst- und Musikhochschulen der Länder erworben wurden, in denen das Grundgesetz bereits vor dem 3.10.1990 galt. Abweichungen in besonderen Ausnahmefallen sind in Abstimmung mit dem Pädagogischen Zentrum Berlin (Gutachterstelle) möglich.

III. Abschlüsse an kirchlichen Ausbildungseinrichtungen
In die Bewertung einbezogen wurden auch die dem Hochschulbereich zuzuordnenden Abschlüsse kirchlicher Ausbildungseinrichtungen. In der DDR waren diese Abschlüsse nicht staatlich anerkannt. Die mindestens 4jährigen Ausbildungen erfolgten - zunächst aufbauend auf den Lehrplänen der früheren Höheren Fachschulen der Bundesrepublik - hinsichtlich der Ausbildungsinhalte und des -umfanges in enger Anlehnung an die entsprechenden Studiengänge der Fachhochschulen, wobei z. T. auch westdeutsche Dozenten und Fachhochschullehrer an der Ausbildung beteiligt waren. Verbindungen bestanden dabei insbesondere zu den Fachhochschulen Fulda, Freiburg, Bochum, zur katholischen Fachhochschule Nordrhein-Westfalen und zur Ausbildungsstätte „Rauhes Haus Hamburg". Bei der Bewertung waren neben den fachlichen Gesichtspunkten auch die erschwerten Bedingungen zu berücksichtigen, unter denen die Ausbildung im kirchlichen Bereich stand. Defizite bei den Zugangsvoraussetzungen zu den Ausbildungsstätten und bei den formalen Qualifikationsvoraussetzungen des Lehrpersonals waren in den politischen Gegebenheiten der ehemaligen DDR begründet, die den Absolventen dieser Einrichtungen vielfach den Erwerb des Abiturs nicht ermöglichten und die weitere wissenschaftliche Qualifizierung verwehrten. Die weitgehende Orientierung an den Ausbildungskonzepten der Fachhochschulen, aber nicht zuletzt auch die Würdigung dieser besonderen Situation der kirchlichen Ausbildungsstätten und ihrer Absolventen, ließen eine Anerkennung der Abschlüsse als Fachhochschulabschlüssen gleichwertig angezeigt erscheinen. Gleichwohl dürfte im Interesse einer effizienten Berufsausübung - insbesondere im Hinblick auf die Umstellung des Rechtssystems und die Um- bzw. Neuorganisation der sozialen Dienste und Einrichtungen auf der Grundlage westdeutscher Sozialgesetze - die Wahrnehmung ergänzender Qualifizierungsmaßnahmen empfehlenswert sein.
Hiervon ausgehend beschließt die Kultusministerkonferenz:
1.   Für die Feststellung der Gleichwertigkeit gern. Art. 37 Abs. 1 S. 3 des Einigungsvertrages werden die in Anlage III aufgeführten Abschlüsse kirchlicher Ausbildungseinrichtungen entsprechend der aus Anlage III ersichtlichen Zuordnung bewertet.
2. Inhabern der dem Fachhochschulbereich zugeordneten Abschlüsse kirchlicher Ausbildungseinrichtungen kann die Berechtigung zur Führung des Diplomgrades mit dem Zusatz „Fachhochschule" („FH") zuerkannt werden. Die Einzelheiten regelt der zuständige Minister des Landes, in dem die Bildungseinrichtung liegt oder lag, an der der Abschluß erworben wurde.
IV. Fach- und Ingenieurschulabschlüsse
Die Gleichwertigkeitsfeststellung gern. Art. 37 Abs. 1 Einigungsvertrag beschränkt sich nicht auf Hochschulabschlüsse, sondern umfaßt alle Prüfungen oder Befähigungsnachweise. Sie erstreckt sich somit auch auf Abschlüsse von Fach- und Ingenieurschulen. Die Fach- und Ingenieurschulen der DDR, deren Qualifikationsniveau zwischen der Facharbeiter- und der Hochschulausbildung angesetzt ist, haben keine direkte Entsprechung in den westlichen Bundesländern. Ein Teil der Fachschulabschlüsse ist denjenigen Abschlüssen vergleichbar, die an Vorgängereinrichtungen von Fachhochschulen (Ingenieurschulen, Akademien und andere Höhere Fachschulen) bis Anfang der 70er Jahre in den westlichen Bundesländern erworben wurden.
Eine unmittelbare Gleichstellung von Fach- und Ingenieurschulabschlüssen mit Fachhochschulabschlüssen ist nicht möglich. Die Gleichwertigkeit mit einem Fachhochschulabschluß gern. Art. 37 kann grundsätzlich nur nach dem Erwerb zusätzlicher Qualifikation festgestellt werden. Der Diplom-Grad mit dem Zusatz „Fachhochschule" („FH") kann aufgrund einer einschlägigen Berufstätigkeit zuerkannt werden. Dabei wurde im Hinblick auf den im Einigungsvertrag verfolgten Integrationszweck und im Interesse der Förderung der Mobilität der Fach- und Ingenieurschulabsolventen eine mindestens 3jährige einschlägige Berufstätigkeit als ausreichend erachtet. Bei den in besonderer Weise auf das Wirtschafts- und Gesellschaftssystem der DDR bezogenen Fachrichtungen kann dagegen wegen der erheblichen inhaltlichen Unterschiede eine Gleichwertigkeit mit einem Fachhochschulabschluß grundsätzlich nicht erreicht werden. Einbezogen sind nur die Abschlüsse derjenigen Fachrichtungen, in denen in den alten Ländern, wenn auch zum Teil mit anderer Zuordnung oder Bezeichnung - Fachhochschulabschlüsse erworben werden können. Ferner kommen nur diejenigen Fachrichtungen in Betracht, für die als Eingangsvoraussetzungen der Abschluß der 10jährigen Polytechnischen Oberschule, eine abgeschlossene Berufsausbildung (Facharbeiterabschluß) und in der Regel eine mindestens 1jährige Berufstätigkeit gefordert wurden.
Da den jeweiligen Ausbildungen an allen Fach- und Ingenieurschulen die gleichen Ausbildungspläne zugrunde lagen, konnte von einer Differenzierung hinsichtlich der Ausbildungseinrichtungen abgesehen werden und eine für die einzelnen Fachrichtungen einheitliche Bewertung erfolgen.
Ausgehend von diesen Feststellungen beschließt die KMK:
(1)       Für die Feststellung der Gleichwertigkeit gem. Art. 37 Abs. 1 S. 3 des Einigungsvertrages werden die in Anlage l V aufgeführten Fach- und Ingenieurschulabschlüsse wie die entsprechenden Abschlüsse an Vorläufereinrichtungen der Fachhochschulen (Ingenieurschulen und Höhere Fachschulen) bewertet.
(2)       Die in Anlage IV aufgeführten Fach- und Ingenieurschulabschlüsse werden wie Fachhochschulabschlüsse bewertet, wenn der Inhaber des Abschlusses eine mindestens 1jährige, evtl. auch berufsbegleitende Zusatzausbildung absolviert und damit die dem Fachhochschulabschluß entsprechende Qualifikation erworben hat.
(3)      Bei Abschlüssen, die vor 1991 erworben wurden, wird im Wege der
Nachdiplomierung der Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhochschule" („FH") zuerkannt, wenn eine mindestens 3jährige einschlägige Berufstätigkeit nachgewiesen wird. Das Nähere regelt der zuständige Landesminister,
(4)       Die Zusatzausbildung gem. Abs. 2 soll an einer Fachhochschule, ausnahmsweise auch an einer anderen Hochschule durchgeführt werden, Sie schließt mit einer Prüfung ab. Mit dem erfolgreichen Abschluß der Zusatzausbildung wird der Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhochschule" („FH") erworben. Einzelheiten regelt der zuständige Landesminister.
V. Fach- und Ingenieurschulabschlüsse ohne Entsprechung an Fachhochschulen
Eine Reihe von Fachrichtungen an Fach- und Ingenieurschulen kann nicht in die Liste der unter bestimmten Voraussetzungen für eine Gleichwertigkeit mit Fachhochschulabschlüssen oder eine Nachdiplomierung in Betracht kommenden Abschlüsse aufgenommen werden (Anlage IV), da entsprechende Studiengänge auf Fachhochschulebene nicht bestehen. Aus diesem Grund kann in diesen Fachrichtungen eine Gleichwertigkeit mit Fachhochschulabschlüssen nicht erreicht werden, ebenso scheidet die Möglichkeit einer Nachdiplomierung aus. Gleichwohl ergibt sich jedoch die Notwendigkeit, diese Abschlüsse, für die eine Gleichwertigkeit i. S. d. Art. 37 Abs. 1 des Einigungsvertrages auf Hochschulebene nicht erreicht werden kann, zu bewerten, um eine Orientierung hinsichtlich der Einordnung dieser Abschlüsse innerhalb des Bildungssystems zu erleichtern. Falls Studiengänge an Fachhochschulen in diesen Fachrichtungen zwischenzeitlich eingerichtet wurden oder noch eingerichtet werden, sind die entsprechenden an den bisherigen Fach-und Ingenieurschulen erworbenen Abschlüsse wie die in Anlage IV aufgeführten Abschlüsse zu bewerten.

Soweit Ausbildungen hinsichtlich der Zugangsvoraussetzungen, der Ausbildungsdauer, Umfang und Anforderungen den Ausbildungen in den in Anlage IV aufgeführten Fachrichtungen entsprechen, sind die in diesen Ausbildungen erworbenen Abschlüsse hinsichtlich der formalen Kriterien denjenigen Abschlüssen vergleichbar, die an Vorgängereinrichtungen von Fachhochschulen (Ingenieurschulen, Akademien und andere Höhere Fachschulen) bis Anfang der 70er Jahre in den westlichen Ländern erworben werden konnten.
Hiervon ausgehend beschließt die Kultusministerkonferenz:
(1)       Die in Anlage V aufgeführten Abschlüsse von Fach- und Ingenieurschulen
entsprechen formal den Abschlüssen an Vorläufereinrichtungen der Fachhochschulen (Ingenieurschulen und Höhere Fachschulen). Eine Gleichwertigkeit i. S. d. Art. 37 Abs. 1 des Einigungsvertrages mit Fachhochschulabschlüssen kann nicht erreicht werden, da entsprechende Studiengänge an Fachhochschulen nicht bestehen. Die Möglichkeit der Nachdiplomierung scheidet daher ebenfalls aus.
(2)       Inhabern der in Anlage V aufgeführten Abschlüsse kann eine formlose Auskunft über die formale Entsprechung mit Abschlüssen an Vorläufereinrichtungen von Fachhochschulen erteilt werden.
VI. Postgraduale Abschlüsse
In der ehemaligen DDR gab es eine große Anzahl postgradualer Studien mit Fachabschluß, die mit einer Ergänzung zur Berufsbezeichnung (z. B. Fachingenieurfür...) verbunden waren. Es handelte sich um drei- bis viersemestrige Studiengänge, die zu einer Spezialisierung auf einem bestimmten Fachgebiet führten, mit der das Grundprofil ergänzt wurde.
Entsprechende Studiengänge wurden für Hochschul- und für Fach- und Ingenieurschulabsolventen angeboten. Im Hinblick auf die Vielzahl und die Unterschiedlichkeit postgradualer Ausbildungen in der ehemaligen DDR einerseits und der Abschlüsse in Zusatz-, Aufbau- und Ergänzungsstudiengängen in den westlichen Ländern andererseits können Entsprechungen in diesem Bereich als Grundlage für eine Gleichwertigkeitsfeststellung im Sinne des Art. 37 Abs. 1 des Einigungsvertrages nicht festgestellt werden. Postgraduale Abschlüsse verleihen in der Regel keine weiteren (über die bereits mit dem Abschluß der grundständigen Ausbildung verbundenen Berechtigungen hinausge-henden) Berechtigungen. Mit der postgradualen Ausbildung war in der ehemaligen DDR kein Wechsel der Qualifikationsebene des Fach- und Ingenieurschulabsolventen zum Hochschulabsolventen verbunden.
Hiervon ausgehend beschließt die Kultusministerkonferenz:
(1)       Für postgraduale Ausbildungen erfolgt keine Gleichwertigkeitsfeststellung im Sinne des Art. 37 Abs. 1 Satz 3 des Einigungsvertrages.
(2)       Postgraduale Ausbildungen sind grundsätzlich nicht geeignet, die erforderliche Zusatzqualifikation für Fach- und Ingenieurschulabsolventen einer in der Anlage IV aufgeführten Fachrichtungen ersetzen zu können. In geeigneten Fällen kann jedoch die Möglichkeit einer Anrechnung auf die Zusatzausbildung bestehen.

ANLAGE 1 Hochschulabschlüsse (ohne Kunst- und Musikhochschulen)
Fallgruppe 1
Der Abschluß ist mit einem Abschluß gleichwertig, der an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in dem Teil Deutschlands erworben wurde, in dem das Grundgesetz bereits vor dem 3.10.1990 galt.
Fallgruppe 2
Der Abschluß ist niveaugleich mit einem Abschluß, der an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in dem Teil Deutschlands erworben wurde, in dem das Grundgesetz bereits vor dem 3.10.1990 galt. Die Ausbildung war jedoch unmittelbar auf das Wirtschafts- und Gesellschaftssystem der DDR ausgerichtet, so daß hinsichtlich der Studieninhalte erhebliche systembedingte Unterschiede bestehen.
Fallgruppe 3
Der Abschluß ist einem Abschluß gleichwertig, der an einer Fachhochschule erworben wurde. "     
Fallgruppe 4
Der Abschluß ist niveaugleich mit einem Fachhochschulabschluß. Die Ausbildung war jedoch unmittelbar auf das Wirtschafts- und Gesellschaftssystem der DDR ausgerichtet, so daß hinsichtlich der Studieninhalte erhebliche systembedingte Unterschiede bestehen.

Zur Fall gruppe 1 gehören:

Sprachenkonvikt der Evang. Kirche Berlin-Brandenburg

Kirchliche Hochschule Berlin-Brandenburg, Berlin 

Theologisches Seminar, Leipzig 

Katechetisches Oberseminar, Naumburg 

Predigerschule Paulinum, Berlin 

Evang. Predigerschule, Erfurt







